
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bebauungsplan  

„Zeppelinstraße / ehemalige Stadtgärtnerei – H 21“  

 

Stadtbezirk: I 

Gemarkung: Menden und Holthausen 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung zu den Stellungnahmen 

der Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 

 

Verfahrensstand: Förmliche Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)  
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 Informationsveranstaltung zur geplanten Unterkunft für Geflüchtete und zum 

Bebauungsplan „Zeppelinstraße / ehemalige Stadtgärtnerei – H 21“ 

Datum: 11.09.2023 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung vorbehaltlich der Zustimmung 
des Rates  

 

 

Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Für das Allgemeine Wohngebiet wird der nach § 17 BauNVO 

zulässige Orientierungswert des Maßes der baulichen Nutzung mit 
einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 als Obergrenze festgesetzt. 

Der Versiegelungsgrad darf demzufolge im Grundsatz im Plangebiet 
40% betragen. Zur Durchgrünung des Plangebietes werden 

insgesamt 27 Bäume gepflanzt sowie Hecken mit einer Gesamtlänge 
von insgesamt 310 m angelegt. Darüber hinaus ist eine 

Dachbegrünung für alle Gebäude und eine Teilversiegelung von 
Stellplätzen und Zufahrten vorgesehen. 

 
 
 

Beabsichtigt ist, kurzfristig 11 Gebäude mit ca. 135 Wohneinheiten 
zur Unterbringung von Geflüchteten sowie einen Quartierspavillon 

zur Unterbringung von Gemeinschaftseinrichtungen, 
Schulungsräumen, Waschmöglichkeiten, etc. zu errichten. Eine 

baurechtliche Zulassung mobiler Unterkünfte konnte befristet im 
Zuge einer Befreiung von den Festsetzungen des bestehenden 

Bebauungsplanes „Erweiterung Hauptfriedhof - H 2“ gemäß § 246 
Abs. 12 BauGB erfolgen. Das „Prinzip des Einfügens“ gemäß § 34 

BauGB ist in diesem Fall nicht anwendbar.  
Als langfristige und wirtschaftliche Perspektive für die Fläche der 

ehemaligen Stadtgärtnerei soll als Nachfolgenutzung der 
Flüchtlingsunterbringung ein Wohngebiet durch den Bebauungsplan 

„Zeppelinstraße / ehemalige Stadtgärtnerei – H 21“ entwickelt 
werden. Da der bestehende Bebauungsplan „Erweiterung 

Hauptfriedhof - H 2“ eine öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Friedhof“ festsetzt, steht dieser der geplanten 
Entwicklung eines Wohngebietes entgegen. Um die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung eines 
Wohngebietes zu schaffen, bedarf es der Aufstellung eines neuen 

Bebauungsplanes. 
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Eine Baugenehmigung für die Unterkunft von Geflüchteten konnte 
bereits auf Grundlage des § 246 BauGB erteilt werden. Um die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung eines 
Wohngebietes zu schaffen, bedarf es der Aufstellung eines neuen 

Bebauungsplanes. Eine Kombination der beiden Nutzungen ist daher 
derzeit planungsrechtlich nicht möglich. 

Der Vorschlag zur Einrichtung von Bundesfreiwilligendienst-Stellen 
für das Quartiersmanagement wird zur Kenntnis genommen. 

 

Als langfristige und wirtschaftliche Perspektive für die Fläche der 

ehemaligen Stadtgärtnerei soll als Nachfolgenutzung der 
Flüchtlingsunterbringung ein Wohngebiet durch den Bebauungsplan 
„Zeppelinstraße / ehemalige Stadtgärtnerei – H 21“ entwickelt 

werden. 
Ungenutzte Unterkünfte für Geflüchtete obliegen dem 

Aufgabenbereich des Sozialdezernates der Stadt Mülheim an der 
Ruhr. 
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Einwand 

erhebende 

Person: 

Lfd. Nr. 2 der Namensliste Datum Schreiben: 08.09.2023 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung vorbehaltlich der Zustimmung 
des Rates 

 

 

Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 

 
 

 
 

Als langfristige und wirtschaftliche Perspektive zur Entwicklung der 
Flächen der ehemaligen Stadtgärtnerei bietet sich als 

Nachfolgenutzung der Flüchtlingsunterbringung ein Wohngebiet an. 
Da der bestehende Bebauungsplan „Erweiterung Hauptfriedhof – 
H 2“ eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 

„Friedhof“ festsetzt, steht dieser der geplanten Entwicklung eines 
Wohngebietes entgegen. Um die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Entwicklung eines Wohngebietes zu schaffen, 
bedarf es der Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes. Sowohl in 

der frühzeitigen als auch der förmlichen Beteiligung können 
Eingaben seitens der Bürger*innen (§ 3 BauGB) als auch der Träger 

öffentlicher Belange (§ 4 BauGB) getätigt werden. 
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Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde von dem 
„Ingenieurbüro für technische Akustik und Bauphysik GmbH“ ein 

schalltechnisches Fachgutachten (20.12.2023) sowie von dem Büro 
„Wenker und Gesing“ ein Geruchsgutachten (20.11.2023) erarbeitet. 

In dem schalltechnischen Fachgutachten wurden die auf das 
Plangebiet einwirkenden Straßen- und Gewerbelärmimmissionen 

ermittelt und den jeweiligen schalltechnischen Orientierungswerten 
bzw. den Immissionsrichtwerten gegenübergestellt. Durch das 

Geruchsgutachten wurden sowohl die vom Betriebshof des 
Hauptfriedhofes als auch die von den beiden östlich an das 
Plangebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Betrieben 

ausgehenden Geruchsemissionen ermittelt. 

Gutachterlich wurde festgestellt, dass aufgrund der ausreichenden 

Abstände zwischen dem geplanten Wohnquartier und den beiden 
östlich an das Plangebiet angrenzenden vorhandenen 

landwirtschaftlichen Betrieben von mehr als 100 m, Konflikte 
hinsichtlich des Geräuschimmissionsschutzes nicht zu erwarten sind. 

Nach Abschnitt 1 der TA Lärm sind nicht genehmigungsbedürftige 
landwirtschaftliche Anlagen von der TA Lärm ausgenommen. 

Hinsichtlich möglicher Geruchsimmissionen durch eine geplante 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe Zeppelinstraße 212 

und 214 wird darauf hingewiesen, dass bereits heute 
Einschränkungen durch die bestehende Wohnbebauung auf der dem 

Plangebiet gegenüberliegenden Seite der Zeppelinstraße (u. a. 
Zeppelinstraße 195, 197) sowie nordöstlich an der Parsevalstraße (u. 

a. Hausnummern 2b, 2c) bestehen, auch wenn die dort berechneten 
Geruchsstundenhäufigkeiten mit gerundeten Werten 1 % 
(Wohnbebauung Zeppelinstraße) bzw. 0 % (Wohnbebauung 

Parsevalstraße) sehr gering sind.  
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 Durch die geplanten schutzbedürftigen Wohnnutzungen verringert 
sich zwar der Abstand zwischen den landwirtschaftlichen Betrieben 

und den Flächen, die zum dauerhaften Aufenthalt von Personen 
bestimmt sind. Unzumutbare Einschränkungen der 

Entwicklungsmöglichkeiten des an der Zeppelinstraße 214 
ansässigen Landwirtes als einzigem nennenswerten 

Geruchsemittenten sind gutachterlich aufgrund der deutlichen 
Unterschreitung des Immissionswertes und des somit noch 

verbleibenden Entwicklungspotentials nicht zu erwarten. 
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Durch den Bebauungsplan soll die Nachfolgenutzung der Unterkünfte 
für Geflüchtete als Wohnraum gesichert werden. 

Planungsalternativen sind daher zum jetzigen Stand nicht erkennbar. 
 

 

 

 

Gutachterlich wurde keine Gefährdung des landwirtschaftlichen 

Betriebes durch das Heranrücken der geplanten Wohnbebauung 
festgestellt. Die beschriebene Interessenkollision und die damit 

vermuteten Konflikte können damit ausgeräumt werden. 

 

 

Die Versorgung des Plangebietes mit Nahwärme soll über eine 
Heizzentrale mit Wärmepumpen erfolgen. Diese Versorgungsanlagen 

befinden sich nach einer Modifizierung der Planung im äußerst 
westlichen Bereich des Plangebietes. Eine Beeinträchtigung des 

landwirtschaftlichen Betriebes durch Lärmemissionen der 
Wärmepumpen ist nicht zu erwarten. 

Der Anregung wurde gefolgt. 

Das Niederschlagswasser des Plangebietes wird über Betonrohre (DN 

300) in den städtischen Regenwasserkanal in der Rembergstraße 
geleitet. Dieser mündet im weiteren Verlauf in den Schlippenbach. 

Durch die Untere Wasserbehörde der Stadt Mülheim an der Ruhr 
wurde für das Niederschlagswasser eine Einleitbeschränkung von 

30 l/s ausgesprochen. Die Drosselung und Rückhaltung wird durch 
den Bau eines Stauraumkanals (DN 1400) innerhalb der geplanten 

öffentlichen Erschließungsstraße im Plangebiet sichergestellt. Eine 
diesbezügliche Abstimmung erfolge zwischen der Medl und der 
Unteren Wasserbehörde der Stadt Mülheim an der Ruhr. Ein 

Gutachten wurde nicht erstellt. 
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Die angesprochene Thematik ist den zuständigen Fachbehörden der 

Stadt Mülheim an der Ruhr bekannt. Ein Ortstermin mit einem 
Vertreter des Amtes für Verkehrswesen und Tiefbau hat bereits 

stattgefunden. Der Oberbau des angesprochenen Schachtes wurde 
Instand gesetzt. 
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Einwand 

erhebende 

Person: 

Lfd. Nr. 3 der Namensliste Datum Schreiben: 12.09.2023 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung vorbehaltlich der Zustimmung 
des Rates 

 

Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 

 
 

 
 

 
 

Als langfristige und wirtschaftliche Perspektive zur Entwicklung der 
Flächen der ehemaligen Stadtgärtnerei bietet sich als 

Nachfolgenutzung der Flüchtlingsunterbringung ein Wohngebiet an. 
Da der bestehende Bebauungsplan „Erweiterung Hauptfriedhof - H 

2“ eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Friedhof“ 
festsetzt, steht dieser der geplanten Entwicklung eines 
Wohngebietes entgegen. Um die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Entwicklung eines Wohngebietes zu schaffen, 
bedarf es der Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes. Sowohl in 

der frühzeitigen als auch der förmlichen Beteiligung können 
Eingaben seitens der Bürger*innen (§ 3 BauGB) als auch der Träger 

öffentlicher Belange (§ 4 BauGB) getätigt werden. 
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Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde von dem 

„Ingenieurbüro für technische Akustik und Bauphysik GmbH“ ein 
schalltechnisches Fachgutachten (20.12.2023) sowie von dem Büro 

„Wenker und Gesing“ ein Geruchsgutachten (20.11.2023) erarbeitet. 
In dem schalltechnischen Fachgutachten wurden die auf das 

Plangebiet einwirkenden Straßen- und Gewerbelärmimmissionen 
ermittelt und den jeweiligen schalltechnischen Orientierungswerten 
bzw. den Immissionsrichtwerten gegenübergestellt. Durch das 

Geruchsgutachten wurden sowohl die vom Betriebshof des 
Hauptfriedhofes als auch die von den beiden östlich an das 

Plangebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Betrieben 
ausgehenden Geruchsemissionen ermittelt. 

Gutachterlich wurde ermittelt, dass aufgrund der ausreichenden 
Abstände zwischen der geplanten Bebauung und den beiden östlich 

an das Plangebiet angrenzenden vorhandenen landwirtschaftlichen 
Betrieben von mehr als 100 m, Konflikte hinsichtlich des 

Geräuschimmissionsschutzes nicht zu erwarten sind. Nach Abschnitt 
1 der TA Lärm sind nicht genehmigungsbedürftige landwirtschaftliche 

Anlagen von der TA Lärm ausgenommen. 
 

Hinsichtlich möglicher Geruchsimmissionen durch eine geplante 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe Zeppelinstraße 212 

und 214 wird darauf hingewiesen, dass bereits heute 
Einschränkungen durch die bestehende Wohnbebauung auf der dem 
Plangebiet gegenüberliegenden Seite der Zeppelinstraße (u. a. 

Zeppelinstraße 195, 197) sowie nordöstlich an der Parsevalstraße (u. 
a. Hausnummern 2b, 2c) bestehen, auch wenn die dort berechneten 

Geruchsstundenhäufigkeiten mit gerundeten Werten 1 % 
(Wohnbebauung Zeppelinstraße) bzw. 0 % (Wohnbebauung 

Parsevalstraße) sehr gering sind. 
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 Durch die geplanten schutzbedürftigen Wohnnutzungen verringert 
sich zwar der Abstand zwischen den landwirtschaftlichen Betrieben 

und den Flächen, die zum dauerhaften Aufenthalt von Personen 
bestimmt sind. Unzumutbare Einschränkungen der 

Entwicklungsmöglichkeiten des an der Zeppelinstraße 214 
ansässigen Landwirtes als einzigem nennenswerten 

Geruchsemittenten sind gutachterlich aufgrund der deutlichen 
Unterschreitung des Immissionswertes und des somit noch 

verbleibenden Entwicklungspotentials nicht zu erwarten. 
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Durch den Bebauungsplan soll die Nachfolgenutzung der Unterkünfte 
für Geflüchtete als Wohnraum gesichert werden. 

Planungsalternativen sind daher zum jetzigen Stand nicht erkennbar. 
 

 
 

 
Gutachterlich wurde keine Gefährdung des landwirtschaftlichen 

Betriebes durch das Heranrücken der geplanten Wohnbebauung 
festgestellt. Die beschriebene Interessenkollision und die damit 

vermuteten Konflikte können damit ausgeräumt werden. 
 
 

 
 

Die Versorgung des Plangebietes mit Nahwärme soll über eine 
Heizzentrale mit Wärmepumpen erfolgen. Diese Versorgungsanlagen 

befinden sich nach einer Modifizierung der Planung im äußerst 
westlichen Bereich des Plangebietes. Eine Beeinträchtigung des 

landwirtschaftlichen Betriebes durch Lärmemissionen der 
Wärmepumpen ist nicht zu erwarten. 

Der Anregung wurde gefolgt. 
Das Niederschlagswasser des Plangebietes wird über Betonrohre (DN 

300) in den städtischen Regenwasserkanal in der Rembergstraße 
geleitet. Dieser mündet im weiteren Verlauf in den Schlippenbach. 

Durch die Untere Wasserbehörde der Stadt Mülheim an der Ruhr 
wurde für das Niederschlagswasser eine Einleitbeschränkung von 

30 l/s ausgesprochen. Die Drosselung und Rückhaltung wird durch 
den Bau eines Stauraumkanals (DN 1400) innerhalb der geplanten 
öffentlichen Erschließungsstraße im Plangebiet sichergestellt. Eine 

diesbezügliche Abstimmung erfolge zwischen der Medl und der 
Unteren Wasserbehörde der Stadt Mülheim an der Ruhr. Ein 
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Gutachten wurde nicht erstellt. 
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Die angesprochene Thematik ist den zuständigen Fachbehörden der 

Stadt Mülheim an der Ruhr bekannt. Ein Ortstermin mit einem 
Vertreter des Amtes für Verkehrswesen und Tiefbau hat bereits 

stattgefunden. Der Oberbau des angesprochenen Schachtes wurde 
Instand gesetzt. 
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